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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeiegten 
Vorschiag einer Verordnung (EWG) des Rates über reinrassige Zuchtrinder 
Entwurf eines Beschiusses des Rates zur Einsetzung eines 
Ständigen Tierzuchtausschusses 
— Drucksache 7/1849 — 

A. Problem 

Zum Verordnungsvor schlag 

Für reinrassige Zuchtrinder gelten in der Gemeinschaft einzel- 
staatliche, sehr unterschiedliche Rechtsvorschriften, die den 
Handel mit diesen Tieren beträchtlich einschränken und teil- 
weise sogar völlig unterbinden. Dies hat seinen Grund darin, 
daß die Viehzuchtpolitik der Mitgliedstaaten nicht immer in die 
gleiche Richtung geht. 

Zum Beschlußentwurf 

Ein vom Rat zu erlassender Rechtsakt kann nur sehr schwer 
sämtliche technischen Probleme auf dem Gebiet der Tierzucht 
regeln. Gemeinschaftsregelungen brauchen hier nicht unbedingt 
auf der Ratsebene gefunden werden, sondern können auf die 
Kommissionsebene verlagert werden. 
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B. Lösung 

Zum Verordnungsvorschlag 

Der innergemeinschaftliche Handel mit reinrassigen Zuchtrin 
dem soll liberalisiert werden, und die Zuchtwerte sollen so bald 
wie möglich nach Gemeinschaftsnormen geprüft werden. 

Zum Beschlußentwurf 

Der Kommission soll ein Anschuß aus auf dem Gebiet der Tier- 
zucht besonders qualifizierten Vertretern der Mitgliedstaaten 
zur Seite gestellt werden, dessen Vorsitz ein Vertreter der Kom- 
mission innehat. Der Ausschuß soll die Aufgaben wahrnehmen, 
die ihm durch Ratsbestimmungen auf diesem Gebiet übertragen 
werden. 

Einmütige Ablehnung 
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A. Bericht des Abgeordneten Schröder (Wilhelminenhof) 


Vorschlag und Entwurf der EG-Kommission wur- 
den von der Frau Präsidentin mit Schreiben vom 
28. März 1974 an den Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten überwiesen. 

Bei dem Verordnungsvorschlag geht es um fol- 
gendes: 

Die Rechtsvorschriften für reinrassige Zuchtrinder 
sind in den einzelnen EG-Ländern sehr untersdiied- 
lidi. Hieraus ergeben sich beim Handel mit Zucht- 
tieren Handelshemmnisse. Diese will die Kommis- 
sion mit ihrem Verordnungsvorschlag beseitigen. 
Wichtigste Regelung ist dabei, daß aus züchterischen 
Gründen der Handel mit reinrassigen Zuchtrindern 
und mit Samen von ihnen sowie die Einrichtung von 
Herdbüchern nicht verboten, beschränkt oder, behin- 
dert werden darf. Ferner soll festgelegt werden, daß 
amtlich zugelassene Tierzuchtvereinigungen einge- 
führte reinrassige Züchtrinder, die den Normen des 
Einfuhrlandes entsprechen, in die Herdbücher ein- 
getragen werden müssen. 

Der in dem Beschluß entwurf vorgesehene Stän- 
dige Tierzuchtausschuß soll Fragen der Methodik 
der Leistungskontrolle und andere Prüfungsverfah- 
ren im Bereich der Tierzucht koordinieren. Dieser 
Ausschuß soll auf Kommissionsebene eingesetzt 
werden, um die im Bereich der Tierzucht aufkom- 
menden technischen Probleme, sofern sie einer Ge- 
meinschaftslösung bedürfen, zu klären. Der Aus- 
schuß soll dabei die Aufgaben wahrnehmen, die ihm 
vom Rat auf dem Gebiete der Tierzucht übertragen 
werden. Er soll sich aus fachlich qualifizierten Ver- 
tretern der Mitgliedstaaten unter dem Vorsitz eines 
Vertreters der EG-Kommission zusammensetzen. 
Wegen der Einzelheiten wird auf die Begründung 
des Vorschlags und des Entwurfs verwiesen. 


Bonn, den 17. Oktober 1974 


Der Ausschuß hat Vorschlag und Entwurf in sei- 
ner Sitzung am 6. Juni und 9. Oktober 1974 behan- 
delt. Er begrüßt das Bestreben der Kommission, die 
Hemmnisse im Bereich des Handels mit reinrassigen 
Zuchttieren abzubauen. Es herrscht jedoch große 
Skepsis, ob die vorgeschlagene Verordnung und der 
vorgeschlagene Ausschuß ein geeignetes Mittel hier- 
zu seien. Der Handel mit Zuchttieren trifft in einigen 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft auf den Wider- 
stand der privatrechtlich organisierten Züchterver- 
einigungen, in anderen scheitert er an den geltenden 
einzelstaatlichen Veterinärvorschriften. Ohne gleich- 
zeitige Harmonisierung der tiergesundheitlichen 
Regelungen kann daher das Ziel des Verordnungs- 
vorschlages, die Handelshemmnisse bei reinrassigen 
Zuchtrindern abzubauen, nicht erreicht werden. Auch 
die Körbestimmungen bedürfen der Harmonisierung. 

Einmütig war der Ausschuß der Auffassung, daß 
deshalb Verordnungsvorschlag und Entschlußent- 
wurf vorerst abgelehnt werden sollten. Die EG-Kom- 
mission solle ihre Vorschläge in einigen Jahren zu- 
sammen mit Harmonisierungsregelungen im Bereich 
der tiergesundheitlichen sowie der Körbestimmun- 
gen erneut vorlegen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschiaft und 
Forsten empfiehlt einmütig, den Kommissions Vor- 
schlag mit der Maßgabe zur Kenntnis zu nehmen, 
daß die Bundesregierung ersucht wird, bei ihren 
Verhandlungen in Brüssel darauf hinzu wirken, daß 
der Vorschlag vorerst abgelehnt wird und die EG- 
Kommission aufgefordert wird, ihn in einigen Jah- 
ren zusammen mit Harmonisierungsregelungen auf 
dem Gebiet der tiergesundheitlichen Bestimmungen 
im Handel mit Zuchttieren und im Körwesen erneut 
vorzulegen. 


Schröder (Wilhelminenhof) 

Berichterstatter 


3 



Drucksache 7/2670 


Deutscher Bundestag — - 7. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Vorschlag und Entwurf der EG-Kommission — Drucksache 7/1849 — werden 
zur Kenntnis genommen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, bei den Beratungen in Brüssel darauf hinzu- 
wirken, daß Vorschlag und Entwurf vorerst abgelehnt werden und die EG- 
Kommission aufgefordert wird, sie in einigen Jahren zusammen mit Vor- 
schlägen zur Harmonisierung der tiergesundheitlichen Bestimmungen im Han- 
delsverkehr mit reinrassigen Zuchtrindern und im Körwesen erneut vorzu- 
legen. 


Bonn, den 17. Oktober 1974 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Martin Schmidt (Gellersen) Schröder (Wilhelminenhof) 

Vorsitzender Berichterstatter 



